
Betreff: Ciao, Bürgergeld! 

 

Die Einführung der Grundsicherung bedeutet massive Unsicherheit für 5,5 Millionen Betroffene  

 

Berlin, 01.07.2026. Heute wird das “Bürgergeld” durch die “Neue Grundsicherung” abgelöst. Damit 

verschärft die Bundesregierung die Lage von Millionen Armutsbetroffenen massiv. Die Reform läutet 

eine neue Ära ein, die auf kalkulierten Verfassungsbruch setzt. Anstatt Antworten auf strukturelle 

Probleme wie Wohnarmut, Ernährungsarmut und geringe Qualifizierung zu liefern, werden die 

Disziplinarmaßnahmen enorm verschärft: Mit härteren Sanktionen, niedrigeren Vermögensgrenzen, 

Vermittlungsvorrang statt Qualifizierung, sowie geringeren Wohnkostenübernahmen, wird für die 

Betroffenen der Druck drastisch erhöht. Zugleich sind die Aussichten auf dem Arbeitsmarkt für 

Betroffene historisch schlecht. Damit werden Arbeitnehmende ebenfalls stärker unter Druck gesetzt.  

 

„Mit der neuen Grundsicherung verabschiedet sich die Bundesregierung vollständig vom 

Versprechen, Menschen in Krisen zuverlässig abzusichern”, so Helena Steinhaus, Gründerin von 

Sanktionsfrei. “Wer den Verlust der Wohnung oder des Existenzminimums als Druckmittel einsetzt, 

bekämpft keine Arbeitslosigkeit, sondern verschärft Armut und Notlagen. Eine Grundsicherung muss 

Sicherheit geben. Diese Reform tut das Gegenteil.“ 

 

Leistungsentzüge führen in Obdachlosigkeit statt in Arbeit 

Die Grundsicherung setzt wieder vermehrt auf Totalsanktionen. Nach dem dritten verpassten Termin 

erfolgt eine vollständige Entziehung des Regelsatzes (100% Sanktion). Melden Betroffene sich 

daraufhin nicht, wird auch die Miete gestrichen. Auch nach der ersten Ablehnung eines konkreten 

Arbeitsangebots wird der Regelsatz zu 100% entzogen. Anstatt Integration in den Arbeitsmarkt zu 

fördern, können solche Totalsanktionen zu Obdachlosigkeit führen.  

 

Neue Leistungsentzüge mit hoher Wahrscheinlichkeit verfassungswidrig 

Wohlfahrtsverbände und Expert*innen kritisieren dies scharf und zweifeln an der 

Verfassungsmäßigkeit dieser Regelungen. Denn mit dem Urteil von 2019 hat das 

Bundesverfassungsgericht Kürzungen des Existenzminimums auf maximal 30 % des Regelsatzes 

begrenzt. Nur unter sehr strengen Auflagen sieht es eine Kürzung des kompletten Regelsatzes als 

angemessen – ein Wegfall der Unterkunftskosten ist jedoch im Rahmen dieses Urteils vollkommen 

ausgeschlossen. Der komplette Leistungsentzug nach verpassten Terminen setzt auf eine 



“Nichterreichbarkeitsfiktion” und umgeht damit die konkreten Paragraphen, über die das Höchste 

Gericht bereits geurteilt hat.  

 

Terminversäumnisse sind der häufigste Grund für Sanktionen. Aus der täglichen Einzelfallhilfe bei 

Sanktionsfrei wissen wir, dass Sanktionen in den meisten Fällen Menschen treffen, die aus 

gesundheitlichen, psychischen oder anderen Einschränkungen einen Termin nicht wahrnehmen 

können. Viele können beispielsweise wegen einer Angststörung oder Depression Briefe nicht mehr 

öffnen oder das Haus verlassen.  

 

Grundsätzlich treffen Verschärfungen im Bürgergeld die Schwächsten der Gesellschaft und richten 

rein gar nichts gegen Sozialbetrug aus. Von den 5,5 Millionen Menschen im Grundsicherungsbezug 

sind knapp 2 Millionen Kinder und Jugendliche. Rund 800.000 Menschen arbeiten bereits und 

müssen mit Bürgergeld ihren Lohn aufstocken. Weitere 1,1 Millionen stehen dem Arbeitsmarkt 

derzeit nicht zur Verfügung, weil sie Angehörige pflegen, Kinder betreuen, einer Ausbildung oder 

Maßnahme nachgehen oder erkrankt sind. Laut IAB konnten im letzten Jahr nur 100 vermeintliche 

“Totalverweigerer” verzeichnet werden.1  

 

Mehr Druck schafft keine passenden Arbeitsplätze 

Die Reform folgt der Erzählung, Erwerbslose müssten vor allem stärker unter Druck gesetzt werden. 

Für diese Annahme gibt es keine überzeugenden Belege. „Die meisten Menschen wollen arbeiten. 

Sie brauchen keine Drohung mit Totalsanktionen, sondern Sicherheit, Qualifizierung und echte 

Chancen“, so Steinhaus. Was einer Arbeitsaufnahme dagegen häufig entgegen steht sind fehlende 

Kinderbetreuung, Krankheit, Diskriminierung, mangelnde Qualifizierung oder Arbeitsbedingungen, 

die nicht zu den Lebensrealitäten der Menschen passen.  

 

Mit dem Vermittlungsvorrang wird darauf abgezielt, dass Menschen möglichst schnell irgendeine 

Arbeit aufnehmen. Auch, wenn Weiterbildung oder Qualifizierung langfristig bessere Perspektiven 

eröffnen würden. Das hilft weder den Betroffenen noch einem Arbeitsmarkt, der dringend gut 

ausgebildete Fachkräfte braucht.  Mehr Druck löst keines dieser Probleme. 

 

1 Schiele, M., Tübbicke, S., Wolf, M., Wolff, J. (2025). 100-Prozent-Sanktionen gegen erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte, die “nachhaltig” Arbeit verweigern, werden nur sehr selten verhängt. 
IAB-Forum. 
https://iab-forum.de/100-prozent-sanktionen-gegen-erwerbsfaehige-leistungsberechtigte-die-nachhalti
g-arbeit-verweigern-werden-nur-sehr-selten-verhaengt/ 

https://iab-forum.de/100-prozent-sanktionen-gegen-erwerbsfaehige-leistungsberechtigte-die-nachhaltig-arbeit-verweigern-werden-nur-sehr-selten-verhaengt/
https://iab-forum.de/100-prozent-sanktionen-gegen-erwerbsfaehige-leistungsberechtigte-die-nachhaltig-arbeit-verweigern-werden-nur-sehr-selten-verhaengt/


Sanktionsfrei wird die Auswirkungen der Grundsicherung genau beobachten und kontinuierlich über 

die Erfahrungen von Betroffenen berichten sowie weiterhin juristische und finanzielle Unterstützung 

für Betroffene leisten. Ziel ist es, mit strategischer Prozessführung bis vor das 

Bundesverfassungsgericht zu ziehen. Der Verein fordert eine Grundsicherung, die ihren Namen 

verdient: Ohne verfassungswidrige und existenzgefährdende Sanktionen, dafür mit einem 

armutsfesten Regelsatz und Vertrauen als Leitprinzip. 

 

Über Sanktionsfrei e.V.​

Der gemeinnützige Verein Sanktionsfrei setzt sich seit 2015 für eine menschenwürdige 

Grundsicherung ein. Mit juristischer und finanzieller Unterstützung sowie durch Öffentlichkeitsarbeit 

zum Thema Erwerbslosigkeit und Armut unterstützt der Verein die Belange von Personen in 

Bürgergeld und Grundsicherung. 
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